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KURZ KOMMENTIERT
EG-ASEAN

Erfolgserlebnis

U nte r Beteiligung von über 800 führenden W irt
schaftsvertretern und Politikern wurde Ende Fe
bruar in Jakarta eine Konferenz der EG mit den 
ASEAN-Ländern abgehalten. Es ging um die Per
spektiven der industriellen Kooperation vor allem 
in arbeitsintensiven Sektoren und im Rohstoffbe
reich. Dabei wurden auch über 200 konkrete ge
meinsame Investitionsprojekte beraten.

M it der Konferenz wurde eine vor zwei Jahren be
gonnene Politik fortgeführt, die auf eine stärkere 
regionale Diversifizierung der europäischen Ko
operation mit Entwicklungsländern hinausläuft. 
Der Abschluß weitreichender Kooperationsabkom
men und von Investitionsverträgen erscheint rea
listisch. Für Länder wie Frankreich und Italien, die 
bisher weniger stark in ASEAN-Ländern engagiert 
waren, ergab sich darüber hinaus die Möglichkeit, 
durch das gemeinsame Auftreten leichter ins Ge
schäft zu kommen. Die ASEAN-Konferenz kann in
sofern durchaus als eines der selten gewordenen 
Erfolgserlebnisse europäischer Integration ange
sehen werden.

Für die ASEAN-Länder ergibt sich eine politische 
Aufwertung und zugleich die willkommene Gele
genheit, ein Gegengewicht gegen die japanische 
und amerikanische Dominanz in der industriellen 
Zusammenarbeit aufzubauen. Nicht zuletzt kann 
die intensivierte Wirtschaftskooperation mit der 
EG auch ein politisch stabilisierender Faktor im 
Fernen Osten werden. Es ist nur zu hoffen, daß 
die EG-ASEAN-Beziehungen auch weiterhin von 
Realismus geprägt bleiben. Denn bei allen positi
ven Zukunftsaussichten dürften die konkreten 
wirtschaftlichen Erfolge zumindest kurzfristig kaum 
den Erwartungen der ASEAN-Länder entsprechen.

ju

Devisenreserven

Finanzierung von Rohstofflagern?

M it seinem Vorschlag, Devisenreserven zur Finan
zierung von Rohstofflagern einzusetzen, hat Bun
desfinanzminister Matthöfer zwei Problemkreise 
erneut in die Diskussion gebracht. Zum einen die 
grundsätzliche Frage der Verwendung von Devi
senreserven fü r Nichtinterventionszwecke, zum an
deren die Frage, inwieweit der Staat direkt Vor
ratslager fü r wichtige Rohstoffe unterhalten und 
finanzieren soll.

Ohne Frage haben die deutschen Devisenreserven 
schon seit mehreren Jahren eine Höhe, die sich,

gemessen an ihrem eigentlichen Zweck, ökono
misch nicht mehr sinnvoll begründen läßt. Devi
senreserven dienen dem Ausgleich kurzfristiger 
Zahlungsbilanzdefizite. Internationale Liquidität, 
deren Höhe die hierfür notwendigen „working 
balances“ übersteigt, stellen für eine Volkswirt
schaft einen Verzicht auf Güter- und Dienstleistun
gen dar. So gesehen ist es ökonomisch durchaus 
sinnvoll, den „L iquiditätsüberhang“ abzubauen. 
Bundesbankgesetz und internationale Vereinba
rungen verbieten es aber, Devisen für den Erwerb 
von Gütern oder ausländischen Beteiligungen ein
zusetzen. W ill man daran nicht rütteln, b leibt nur 
der Weg, sich über Zahlungsbilanzdefizite der un
erwünschten internationalen Liquidität zu entledi
gen.
Eine Möglichkeit hierzu wäre ein bereits d iskutier
tes Modell, nach dem einer bestehenden oder neu 
zu gründenden öffentlich-rechtlichen Institution 
DM-Kredite von seiten der Bundesbank gewährt 
werden sollen. Diese Institution verwendet die 
Kredite zum Import von wichtigen Rohstoffen, und 
die Bundesbank interveniert auf den Devisen
märkten, um das Zahlungsbilanzdefizit zu finan
zieren. Dieses Modell des direkten staatlichen 
Eingriffs in die Bevorratung von Rohstoffen steht 
jedoch im Gegensatz zu den Vorstellungen des 
Staatssekretärsausschusses für Rohstofffragen, der 
steuerliche Förderungsmaßnahmen zugunsten der 
Privatwirtschaft vorzieht. Trotzdem wäre es sicher 
falsch, die Diskussion über die Verwendung über
schüssiger Devisenreserven aus politischen Grün
den nicht weiterzuführen. ww

Gruppe der 77

Einseitige Vorstellungen

M it  der Verabschiedung des „Arusha-Programms 
für kollektive Eigenständigkeit“ nach der vierten 
Ministertagung der „Gruppe der 77“ liegen Ver
handlungsprogramm und -Strategie der Entwick
lungsländer für die 5. Welthandelskonferenz fest. 
Eine Aufweichung der bisherigen Forderungen ist 
demnach nicht eingetreten. Nach wie vor werden 
eine internationale Umverteilung der industriellen 
Produktion, eine Stärkung von Wissenschaft und 
Technologie in der Dritten Welt sowie der Abbau 
von Handelshemmnissen in den Industrieländern 
verlangt. Mit Vorwürfen an die Adresse der rei
chen Länder wird nicht gespart: sie trügen die 
Hauptverantwortung fü r die weltweite Krise und 
hätten durch ihre eigenen ungelösten Probleme 
die Entwicklung in den Staaten der Dritten Welt 
behindert. Auch im Hinblick auf den Nord-Süd- 
Transfer von Ressourcen hätten sie es an Koope
rationsbereitschaft fehlen lassen.
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Weniger wortgewaltig zeigt man sich dort, wo es 
um die eigenen Anstrengungen der Entwicklungs
länder geht. Sie werden nur am Rande erwähnt. 
Auch die vergleichsweise weit fortgeschrittenen 
Verhandlungen über das Integrierte Rohstoffpro
gramm treten in den Hintergrund, und über die 
Weiterentwicklung der Landwirtschaft in der Drit
ten Welt wird kein Wort verloren. So ergibt sich 
insgesamt der Eindruck, daß die vielerorts geheg
ten Hoffnungen auf ein besseres Verständnis der 
Entwicklungsländer für die weltwirtschaftlichen 
Zusammenhänge verfrüht waren.

Ob sich die Entwicklungsländer m it den in der 
Arusha-Erklärung formulierten Vorstellungen einen 
Gefallen tun, kann bezweifelt werden. Die Be
fürchtung, daß ihre einseitige Verurteilung der 
Industrieländer nur denjenigen neuen Auftrieb 
gibt, die ohnehin schon lange für eine harte Hal
tung gegenüber den Forderungen der Dritten Welt 
eintreten, dürfte jedenfalls nicht von der Hand zu 
weisen sein. Damit werden es diejenigen, die sich 
bei uns für die Interessen der armen Länder ein- 
setzen, in Zukunft noch schwerer haben. mk

Brain Drain

Entwicklungshilfe für die Reichen

D ie Industrieländer erhalten von den Entwick
lungsländern fast ebensoviel „Entw icklungshilfe“ , 
wie sie selber an öffentlicher Hilfe leisten. Zu die
sem Ergebnis kommt jedenfalls das Sekretariat 
der UNCTAD aufgrund eines Vergleiches der 
staatlichen Entwicklungshilfeleistungen der USA, 
Kanadas und Großbritanniens m it dem Wert der 
hochqualifizierten Arbeitskräfte, die jedes Jahr 
aus Entwicklungsländern einwandern. Zum Bei
spiel kehren schätzungsweise 50—70%  der Ärzte, 
die jedes Jahr die Hochschulen Pakistans verlas
sen, auch ihrem Land den Rücken, und 25%  der 
Ingenieure und 3 0%  der Ärzte des indischen Ex
amensjahrgangs 1966/67 arbeiten vermutlich im 
Ausland. Insgesamt sind zwischen Anfang der 
sechziger und Mitte der siebziger Jahre über 
400 000 qualifizierte Arbeitskräfte aus der Dritten 
Welt in die Industrieländer emigriert.

Angesichts solcher Zahlen kann man sich in den 
reichen Ländern nicht mehr auf Menschenrechts
positionen wie das Recht auf Freizügigkeit zurück
ziehen. Schließlich zögert auch kein Industrieland, 
der ungehemmten Immigration wenig qualifizierter 
Arbeitskräfte aus eigenem Interesse einen be
hördlichen Riegel vorzuschieben. Entwicklungs
länder benötigen den wissenschaftlichen Nach
wuchs aus den eigenen Reihen dringender. Sie 
werden um den Erfolg ihrer Investition ge
bracht, wenn die Emigranten im Heimatland auf 
Kosten der Allgemeinheit ausgebildet worden

sind. Aber auch die ausländischen Studenten in 
den Industrieländern stellen eine Elite aus ihrer 
Heimat dar, die dort unbedingt benötigt wird. Keh
ren sie nicht zurück, so ist ihr Herkunftsland in der 
Regel um einige Entwicklungschancen ärmer, als 
wenn sie es nie verlassen hätten.

Diese Einsicht und das große Ausmaß des Pro
blems sollten eigentlich genügen, um die Forde
rungen der Entwicklungsländer nach einer Ein
dämmung des „Brain Drain“ auch von seiten der 
Industrieländer und nach Kompensation für die 
erlittenen Verluste bei den Reichen nicht auf taube 
Ohren stoßen zu lassen. or

VR China

Erweiterte Mitbestimmung?

D ie  umfangreichen Importe westlicher kapitalin
tensiver Technologien stellen chinesische W irt
schaftler verstärkt vor das Problem unzureichen
der Kriterien und Kontrollmechamsmen für eine 
effiziente Kapitalallokation. Insbesondere wird be
mängelt, daß Betriebe kapitalintensive Technolo
gien übernehmen können, ohne die entspre
chende finanzielle Verantwortung tragen zu müs
sen. Um der hieraus resultierenden Kapitalver
schwendung entgegenzuwirken, wurde in einer 
maßgeblichen chinesischen Wirtschaftszeitschrift 
der Vorschlag unterbreitet, das eingesetzte Kapi
tal bei der Preisbildung stärker zu berücksichti
gen, mit der Folge, daß Preise kapitalintensiver 
Erzeugnisse höher anzusetzen wären als bisher. 
Der Vorschlag sieht gleichzeitig vor, Betriebsge- 
winnen die Rolle eines umfassenden Erfolgsindi
kators u. a. für die Bemessung der Prämien einzu
räumen. Das finanzielle Eigeninteresse würde 
dann die Unternehmensleitungen veranlassen, 
nur nach sehr sorgfältiger Kalkulation zusätzliches 
Kapital anzufordern.

Welche konkreten Maßnahmen getroffen werden, 
um den Unternehmensleitungen sinnvolle Krite
rien und Kontrollinstrumente für ihre w irtschaft
lichen Entscheidungen an die Hand zu geben, ist 
im einzelnen noch nicht abzusehen. Auf jeden Fall 
kann aber davon ausgegangen werden, daß den 
Preisen eine weit größere Bedeutung als bisher 
eingeräumt werden wird und die Höhe einzelbe
trieblicher Gewinne als Indikator für betriebliche 
Leistungen an Bedeutung gewinnt. Damit werden 
wichtige Voraussetzungen für eine weitgehende 
Dezentralisierung geschaffen, die es möglich er
scheinen lassen, daß Unternehmensleitungen an 
Entscheidungen über die jeweiligen für sie rele
vanten Technologieimporte m itbeteiligt werden, 
ohne allerdings das staatliche Außenhandels
monopol und die Rolle der Außenhandelsgesell
schaften in Frage zu stellen. kl
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